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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über Maßnahmen zur Förderung der ganzjährigen 
Beschäftigung in der Bauwirtschaft und weitere Änderungen 
und Ergänzungen des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung 
(Zweites Änderungsgesetz zum AVAVG) 

— Drucksache 1240 — 


A. Bericht des Abgeordneten Leber 


I. Allgemeines 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Ge- 
setzentwurf wurde in der 81. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 14. Oktober 1959 dem Aus- 
schuß für Arbeit überwiesen. Der Ausschuß hat in 
seiner 52., 53. und 55. Sitzung am 15. Oktober 1959 
über den Gesetzentwurf beraten. 

Das Kernstück der Bestimmungen dieses Gesetz- 
entwurfs ist darauf gerichtet, den Saisoncharak- 
ter des Baugewerbes zu überwinden und wichtige 
Voraussetzungen zu schaffen, die geeignet sind, 
eine ganzjährige, ausgeglichene Vollbeschäftigung 
der Bauwirtschaft zu erreichen. Die in dem Gesetz 
im einzelnen vorgesehenen Maßnahmen und Rege- 
lungen können nur dann richtig verstanden werden 
und auch nur dann voll zur praktischen Wirkung 
gelangen, wenn sie als Regelung auf einem wich- 
tigen Teilgebiet im Rahmen einer Vielzahl wirt- 
schaftlicher und sozialer Maßnahmen wirksam wer- 
den. Aus diesem Grunde war die Entwicklung der 
Bestimmungen in ihren Grundsätzen nur im engen 
Kontakt mit gleichfalls zu treffenden wirtschaftspoli- 
tischen Maßnahmen und den Schritten der Unter- 
nehmerverbände des Baugewerbes und der Indu- 
striegewerkschaft Bau, Steine, Erden möglich. 

Die Bemühungen auf haushaltsrechtlichen, wirt- 
schafts- und finanzpolitischen Gebieten, die gleich- 
zeitig eingeleitet worden sind, streben insbesondere 


an, Gelder und Aufträge an die Bauwirtschaft durch 
öffentliche und private Stellen in allen Zweigen des 
Hoch-, Tief- und Straßenbaues so gleichmäßig über 
das ganze Jahr zu verteilen, daß eine ausgeglichene 
ganzjährige Beschäftigung mit der Aussicht auf eine 
bessere soziale Ordnung, aber auch eine höhere 
Produktivität ermöglicht wird. 

In Tarifverträgen, die von den Tarifpartnern des 
Baugewerbes abgeschlossen wurden, sind Lösungen 
gefunden worden, die die Fluktuation zurückdäm- 
men und Voraussetzungen schaffen, die geeignet 
sind, einen kontinuierlicheren Fortbestand der Ar- 
beitsverhältnisse zu veranlassen. In der Winter- 
periode wird es künftig nicht mehr möglich sein, 
wegen eintretenden schlechten Wetters Bauarbeiter 
fristlos zu kündigen. Das Kündigungsschutzgesetz 
wird auch für den Bereich des Baugewerbes im vol- 
len Umfang wirksam. Der Tatsache, daß alljährlich 
einige Tage vor Weihnachten aus vielerlei Ur- 
sachen regelmäßig mehr als eine halbe Million Bau- 
arbeiter entlassen wurden, ist durch Tarifvertrag 
entgegengewirkt worden. Aus Mitteln, die das Bau- 
gewerbe zusätzlich aufbringt, wird den Bauarbei- 
tern der Lohn von Weihnachten bis Neujahr weiter- 
gezahlt. Für diese Zeit sind durch entsprechende 
tarifvertragliche Bestimmungen Kündigungen unter- 
sagt. 

Die Absicht des vorliegenden Gesetzentwurfs — 
Drucksache 1240 — ist es, diejenigen Maßnahmen 
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zu treffen, die mit wirtschaftspolitischen Mitteln 
nicht erreichbar sind und von Unternehmern und 
Gewerkschaft im Baugewerbe nicht getroffen wer- 
den können. Sie stellen demnach eine wichtige Ver- 
vollständigung im Rahmen einer Anzahl von Maß- 
nahmen auf einer Vielzahl von Gebieten dar. 

Durch weitere Änderungen des AVAVG soll die 
Gewährung von Kurzarbeitergeld verbessert und 
die Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe für 
langfristig Arbeitslose dem veränderten Lohn- 
niveau angepaßt werden. 

Die (sonstigen Änderungen (des geltenden Rechts 
dienen der Anpassung an die durch die Rentenver- 
si cherungs-Neuregelungs gesetze geschaffen e Re chts- 
lage Oider sind 'aus anderen Gründen erforderlich ge- 
worden. 

Der Ausschuß war übereinstimmend der Auffas- 
sung, daß die Anwemdung der neuen Vorschriften 
zur Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in der 
Bauwirtschaft beireits im kommenden Winter gesi-- 
chert werden soll und daß daher darauf verzichtet 
werden muß, das AVAVG über den Entwurf hin- 
aus zu ändern und zu ergänzen, »soweit (dadurch zedit- 
raubende überpirüfungen notwendig geworden 
wären. 


IL Die Vorschriften im einzelnen 

Nachstehend sind die Vorschriften des Entwurfs 
nur insoweit behandelt, als sie durch den Ausschuß 
geändert oder nicht einheitlich beurteilt worden 
sind. Im übrigen kann auf die Begründung des Ent- 
wurfs verwiesen werden. 


Zu Artikel I 

Zu Nr. 01 (Ergänzung des § 1 AVAVG) 

Anläßlich der Strukturbereinigung im Bergbau hat 
sich gezeigt, daß die Notwendigkeit eintreten kann, 
der Bundesanstalt zusätzliche, nicht im AVAVG vor- 
gesehene Aufgaben zu übertragen (z, B. Durchfüh- 
rung von Anpassungsleistungen nach dem Montan- 
union-Vertrag). Es erscheint erforderlich, die recht- 
lichen Voraussetzungen für die Übertragung und 
Übernahme zusätzlicher Aufgaben zu ischaffen. Die 
Ergänzung wurde einstimmig bei einer Stimment- 
haltung beschlossen. 

Zu Nr, 3 Buchstabe a 

Nur redaktionelle Änderung. 

Zu Nr. 4 

Die Frage, ob Bezieher von Berufsunfähigkeits- 
renten in den Arbeitslosenversdcherungsschutz ein- 
bezogen werden sollen, wurde im Ausschuß nicht 
einheitlich beurteiit. Er bejahte diese Frage jedoch 
mit Mehrheit unter dem Gesichtsp'unkt, daß die Be- 
zieher einer Rente wegen Berufsunfähigkeit im all- 
gemeinen weiter als Arbeitnehmer tätig und auf Er- 
werbstätigkeit auch angewiesen seien. 


Zu den in Nummer 4 behandelten Änderungen 
des § 74 Abs. 3, § 87 Abs. 5 und § 146 vergleiche 
die Bemerkungen zu Artikel I Nr. 5a, Nr. 6 Buch- 
stabe c und Nr. 19 Buchstabe b. 

Zu Nr. 5 a 

Die Neufassung des § 74 Abs. 3 beseitigt die der- 
zeitige unterschiedliche Behandlung von Beziehern 
des Knappschaftsruhegeldes, die dadurch entstanden 
war, daß bisher auf die Erreichung des 65. Lebens- 
jahres abgestellt war, während Knappschaftsruhe- 
geld nach § 48 RKG unter gewissen Voraussetzun- 
gen auch Personen gewährt wird, die das 60. Le- 
bensjahr vollendet haben. 

Im übrigen hat der Ausschuß hier einstimmig be- 
schlossen, es bei der Einbeziehung der Bezieher von 
Knappschaftsrente wegen Berufsunfähigkeit in die 
Regelung des § 74 Abs. 3 zu belassen in Anbetracht 
der Beitragsfreiheit »der knappschaftlich Versicherten 
und der höheren Steigerungsbeiträge dieser Rente 
geigenüber den Renten wegen Beirufsunfähigkeit aus 
der Rentenversiicherung der Arbeiter und Angestell- 
ten. 

Zu § 84 

Bei der Behandlung des § 84 AVAVG entstanden 
Meinungsverschiedenheiten darüber, ob die Fassung 
dieser Bestimmung den Forderungen des Überein- 
kommens Nr. 102 des Internationalen Arbeitsamtes 
entspricht, das von der Bundesrepublik ratifiziert 
worden ist. Von sozialdemokratischer Seite wurden 
Bodenken geäußert und eine bessere Fassung gefor- 
dert, damit der Sinn des Übereinkommens 102 des 
Internationalen Arbeitsamtes klar zum Ausdruck 
komme. Die Mehrheit des Ausschusses war dagegen 
der Auffassung, daß (die derzeitige Fassung des § 84 
sich nicht dm Widerspruch zum Übereinkommen 102 
des IAA befindet. 

Zu Nr. 6 Buchstabe b 

Die Vorschrift ist gestrichen worden, weil ihre 
Anwendung große verwaltungsmäßige Schwierigkei- 
ten mit sich bringen würde, (die in keinem Verhält- 
nis zur praktischen Bedeutung der Vorschrift stün- 
den, da Bauarbeiter nur dn seltenen Fällen die Min- 
destbe zugsdauer von 13 Wochen ausschöpfen wer- 
den. 

Zu Nr. 6 Buchstabe c 

Bei der Umstellung des § 87 Abs. 5 auf die Ter- 
mi nol og i e der Ren te nv e rsi che rungs- N eur egelungs - 
gesetze war der Ausschuß übereinstimmend der Auf- 
fassung, daß Beziehern von Renten wegen Berufs- 
unfähigkeit (vgl. Artikel I Nr. 4) in Anbetracht der 
Doppelleistungen aus Renten- und Arbeitslosen- 
versicherung ein Anspruch über 156 Tage hinaus 
auch weiterhin nicht zugebilligt werden könne. 

Zu Nr. 10 

Der Ausschuß hat sich eingehend mit der Neufas- 
sung des § 96 Abs. 1 befaßt, weil die bisherige Fas- 
sung des Absatzes 1 Nr. 2 zu Zweifeln hinsichtlich 
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seiner Anwendung auf Abfindungen oder zusätz- 
liche Leistungen geführt hatte und im übrigen un- 
übersichtlich geworden war. Dabei war der Aus- 
schuß ohne Gegenstimmen bei einer Stimmenthal- 
tung der Auffassung, daß Arbeitslosengeld nicht ge- 
währt werden soll für Zeiten, für welche Entgelt 
gewährt wird. Die gleiche Wirkung einer Hinaus- 
schiebung des Beginns der Gewährung von Arbeits- 
losengeld soll anderen Leistungen des Arbeitgebers 
nur insoweit innewohnen, als sie an Stelle von Ar- 
beitsentgelt gewährt werden. Damit hat der Aus- 
schuß gleichzeitig auch dahin entschieden, daß son- 
stige Leistungen, die ])isher in § 96 Abs. 1 Nr. 2 
erfaßt waren, künftig nicht mehr den Beginn der 
Gewährung von Arbeitslosengeld hinausschieben. 

Zu Nr. 13 

Der Ausschuß war übereinstimmend der Auffas- 
sung, daß die Verlängerung der Gewährung von 
Kurzarbeitergeld bis zu 52 Wochen — entsprechend 
bisheriger Regelung — zulässig sein soll. 

Zu Nr. 14 Buchstabe b 

Die Tabelle zu § 121 b führt in den meisten Fällen 
zu einer Erhöhung des Kurzarbeitergeldes um etwa 
10 v. H. 

Kurzarbeitergeld wird nur gewährt, wenn die 
Arbeitszeit um mehr als ein Sechstel gekürzt ist. 
Deshalb ist die Einfügung der letzten bcicien Sätze 
in § 121 Abs. 2 erforderlich, damit Kurzarbeitergeld 
und Kurzlohn zusammen den Betrag nicht überstei- 
gen, den ein Arbeitnehmer bei gleichem Stunden- 
lohn und einer nur um ein Sechstel gekürzten Ar- 
beitszeit an Arbeitsentgelt erhält. 

Zu Nr. 16 Buchstaben b und c 

§ 127 Abs. 2 muß neugefaßt werden, weil die 
Arbeitslosengeld-Tabelle nach § 90 Abs. 10 nur die 
Hauptbeträge ohne Familienzuschläge enthält, die 
nicht in der Tabelle, sondern im Text des § 90 
Abs. 10 selbst geregelt sind. Wie beim Kurzarbei- 
tergeld ist auch bei der Stillcgungsvergütung die in 
§ 127 Abs. 3 vorgesehene Ermächtigung des BMA 
zur Regelung der Leistungsgruppen erforderlich, 
nachdem Absatz 2 neugefaßt worden ist. 

Zu Nr. 17 

^ 143c 

Nur redaktionelle Änderungen. 

§§ 143d bis 143e 

Der Ausschuß hat aus rechtssystematischen Grün- 
den die Regierungsvorlage insoweit geändert, als 
in § 143d nur die allgemeinen Voraussetzungen für 
den Bezug des Schlechtwettergeldes geregelt wer- 
den, während die speziellen betrieblicl. an und per- 
sönlichen Voraussetzungen in den §§ 143dd und 143e 
enthalten sind; die verfahrensrechtlichen Bestim- 
mungen wurden in § 143 1 eingeordnet. 


Die Änderung des verbleibenden Teiles des § 143d 
hat nur redaktionelle Bedeutung; sie berücksichtigt 
ferner den Wortlaut des Lohnausgleichstarifvertra- 
ges vom 20. August 1959 zwischen der Industrie- 
gewerkschaft Bau, Steine, Erden und dem Zentral- 
verband des Deutschen Baugewerbes sowie dem 
Hauptverband der Deutschen Bauindustrie. § 143dd 
ist — abgesehen von der Ausklammerung der nach 
§ 143 1 übernommenen Verfahrensvorschriften — 
nur aus redaktionellen Gründen geändert. 

5 143! 

Diese Vorschrift ist weggefallen, weil verfas- 
sungsrechtliche Bedenken des Bundesrates ausge- 
räumt werden sollten. 

§ 143g 

Durch die Einfügung des Absatzes la wird sicher- 
gestellt, daß Schlechtwettergeld und Arbeitsentgelt 
in einem Lohnabrechnungszeitraum zusammen den 
Betrag nicht übersteigen dürfen, den ein Arbeit- 
nehmer im gleichen Zeitraum unter Zugrundelegung 
der tariflichen wöchentlichen Arbeitszeit als Ar- 
beitsentgelt erzielen könnte. Die weiteren Ände- 
rungen haben nur redaktionelle Bedeutung. 

§ 143i 

Eine Ergänzung hinsichtlich der Versicherungs- 
pflicht in der Krankenversicherung wurde nicht für 
notwendig gehalten, weil durch das voraussichtlich 
im allgemeinen sehr kurzfristige Aussetzen mit der 
Arbeit infolge schlechten Wetters die Beschäfti- 
gungsverhältnisse nicht unterbrochen werden. Im 
übrigen war auch hier der Ausschuß der Auffassung, 
daß grundsätzliche Fragen, die einer eingehenden 
Erörterung bedürfen, in diesem Gesetz nicht ge- 
regelt werden sollen und künftigen Überlegungen 
Vorbehalten bleiben. 

^ 1431 

Die Änderungen sind redaktionell durch die 
Übernahme der Verfahrensvorschriften aus § 143d 
bedingt. Außerdem ist der Betriebsvertretung in 
gleicher Weise wie bei der Anzeigeerstattung das 
R.echt zur Antragstellung eingeräumt worden. 

§ 143m 

Die Änderung des Absatzes 2 stellt klar, daß 
jede Form der Beendigung des Arbeitsverhältnis- 
ses der Meldepflicht unterliegt. 

§ 143n 

In Absatz 1 wurde das Erfordernis der Anhörung 
des Verwaltungsrats gestrichen, weil die Rechts- 
verordnung zugleich mit dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes erlassen werden muß. Absatz 2 wird ge- 
strichen, um verfassungsrechtlichen Bedenken des 
Bundesrates zu begegnen und weil nach Auffas- 
sung des Ausschusses der Präsident der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung ohnehin durch Verwaltungsanweisun- 
gen das Nähere regeln kann. Die weiteren Ände- 
rungen haben nur redaktionelle Bedeutung. 
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Zu Nr. 19 Buchstabe b 

Bei der Umstellung des § 146 auf die Terminolo- 
gie der Rentenversidierungs-Neuregelungsgesetze 
war der Ausschuß der Auffassung, daß den Bezie- 
hern von Renten wegen Berufsunfähigkeit ein An- 
spruch auf Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe 
auch weiterhin nicht zugebilligt werden könne. 

Zu Nr. 21 

Die auch bei früheren Gesetzentwürfen bereits 
wiederholt behandelte Frage, ob Unfallrenten bis 
zur Höhe der Grundrente in der Kriegsopforver- 
sorgung bei gleicher Minderung der Erwerbsfähig- 
koit von der Anrechnung in der Arbeitslosenhilfe 
freibleiben sollten, wurde eingehend erörtert, ohne 
daß eine Übereinstimmung erzielt werden konnte. 
Der Ausschuß hat sich mit Mehrheit für die Re- 
gierungsvorlage entschieden, nachdem zum Aus- 
druck gekommen war, daß in Anbetracht der Eil- 
bedürftigkeit dieses Gesetzes eine erschöpfende 
Überprüfung dieses Problems nicht möglich sei. 

Zu Nr. 22 

Die Beschränkung der Bindung der Einzugs- 
stellen an Erklärungen der Bundesanstalt, die nur 
die Arbeitslosenversicherung berühren — wie z. B. 
Fragen der Vef Sicherungsfreiheit auf Grund der 
Vorschriften des AVAVG — ist erforderlich, um 
einer Bindung der Einzugsstellen an unterschied- 
liche Erklärungen mehrerer Versicherungsträger 
zur gleichen Rechtsfrage vorzubeugen. 

Zu Nr. 22a 

Nur redaktionelle Änderungen, im wesentlichen 
wegen Änderung des § 96 Abs. 1 (vgl. Bemerkun- 
gen zu Artikel I Nr. 10). 

Zu Nr. 23 

Die Änderung nach Buchstabe a ergibt sich aus 
der Änderung des § 96 Abs. 1 (vgl. Bemerkungen 
zu Artikel I Nr. 10). 

Zu Nr. 25 

Die Änderungen ergeben sich aus den vom Aus- 
schuß beschlossenen Änderungen der hier zitierten 
Bestimmungen; die Einfügung der Worte „§ 127 
Abs. 3“ entspricht der gleichen Regelung für das 
Kurzarbeitergeld und das Schlechtwettergeld. 

Zu Nr. 26 

Die Änderung ergibt sich aus der vom Ausschuß 
beschlossenen Änderung der hier zitierten Bestim- 
mung. 


Z.u Artikel II 

Zu Absatz 1 und 2 

Die Einfügung der Worte „§ 89" ist erforderlich, 
um in Übergangsfällen auch die weitere Gewäh- 
rung der bisherigen Familienzuschläge zu sichern. 


Zu Artikel VII 

Zu Absatz 1 

Wegen der Bestimmungen über die Förderung 
der ganzjährigen Beschäftigung in der Bauwirt- 
schaft muß das Gesetz am 1. Dezember 1959 in 
Kraft treten. 

Zu Absatz 2 Nr. 2 

Im Ausschuß wurde gefordert, im Sinne der For- 
derung des Bundesrates diese Bestimmung zu strei- 
chen und die saarländische Schlechtwetterregelung 
noch befristet weitergelten zu lassen. Der Aus- 
schuß lehnte diese Forderung mit Mehrheit ab. 

Es wurde weiter beantragt, die saarländische 
Schlechtwetterregelung für die nicht zum Bauhaupt- 
gewerbe gehörenden, aber voe § 105b der Ge- 
werbeordnung sonst noch erlaßtim Zweige bis zum 
30. September 1962 fortbestelien zu lassen mit der 
Maßgabe, daß nur Ausfälle von mindestens einem 
vollen Tag von nicht angost('’ltenversicherungs- 
pflichtigen Personen erfaßt werden sollten. 

Zur Begründung dieses Antrages wurde angeführt, 
daß vor allen Dingen für die Baustoffindustrie und 
das Baunebengewerbe die saarländische Schlecht- 
wetterregelung nach der Fassung der Regierungs- 
vorlage ersatzlos wegfällt. Dadurch würde eine we- 
sentliche Schlechterstellung für ca. 4000 in diesen 
Gowerbezweigen beschäftigte Personen entstehen. 
Mit einer solchen Übergangsregelung würde auch 
Zeit genug gefunden, nach anderen Lösungen zu 
^ suchen, die nicht derartige Härten aiislösten wie die 
i Streichung der seither gewährten Leistungen nach 
der saarländischen Schlechtwetterregelung. 

Die Mehrheit des Ausschusses lehnte diesen An- 
trag ab mit der Begründung, daß sich keine große 
Benachteiligung ergäbe. Es wurde darauf verwiesen, 
daß aus grundsätzlichen Erwägungen Klarheit und 
einheitliches Recht geschaffen werden müsse. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 wurde gestrichen, weil der Ausschuß der 
Auffassung war, daß anläßlich der Berichterstattung 
der Bundesregierung gemäß Artikel VI zu prüfen 
sei, ob und in welcher Form § f43a aufrechterhal- 
ten werden müsse oder ersatzlos wegfallen könne. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschrift wuirde gestrichen. Der Ausschuß 
hält es sachlich nicht für gerechtfertigt, die nach Ar- 
tikel I Nr. 18 vorgesehene Änderung des § 145 
Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b, die den bei Verwandten 
Beschäftigten den Zugang zur Arbeitslosenhilfe er- 
öffnet, zeitlich zu beschränken. 


III. Finanzielle Ausw irkungen 

Die finanziellen Auswirkungen des Gesetzent- 
wurfs auf den Haushalt der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
sind nicht sicher abzuschätzen. Es besteht begrün- 
deter Anlaß zu der Annahme, daß die Mittel der 
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Bundesanstalt nach Einführung des Schlechtwetter- 
geldes und durch die angestrebte zeitliche Streuung 
der Bauaufträge weniger in Anspruch genommen 
werden. 

Die Mehrkostenaufwendungen in der aus Bundes- 
mitteln getragenen Arbeitslosenhilfe auf Grund des 


Artikels I Nr. 18 und des Artikels III werden auf 
jährlich 4 Mio DM geschätzt. Wegen des Rückgan- 
ges der Zahl der Bezieher von Unterstützung aus 
der Arbeitslosenhilfe ist eine Erhöhung des Haus- 
haltsansatzes für die Arbeitslosenhilfe nicht erfor- 
derlich. Der insoweit mitbeteiligte Haushaltsaus- 
schuß hat Einwendungen nicht erhoben. 


Bonn, den 16. Oktober 1959 


Leber 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1240 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. den Antrag der Fraktion der SPD — Umdruck 
201 — zur Großen Anfrage der Fraktion der SPD 
betr. Änderung von Vorschriften des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung — Drucksache 709 — für erledigt zu 
erklären; 

3. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Ein- 
gaben und Petitionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 16. Oktober 1959 


Der Ausschuß für Arbeit 

Scheppmann Leber 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über Maßnahmen zur Förderung der ganzjährigen 
Beschäftigung in der Bauwirtschaft und weitere Änderungen 
und Ergänzungen des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung 
(Zweites Änderungsgesetz zum AVAVG) 

— Drucksache 1240 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

über Maßnahmen zur Förderung der ganzjährigen 
Beschäftigung in der Bauwirtschaft und weitere 
Änderungen und Ergänzungen des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(Zweites Änderungsgesetz zum AVAVG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung (AVAVG) in der Fassung vom 
3. April 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 321), zuletzt ge- 
ändert durch Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung vom 27. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1069), wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über Maßnahmen zur Förderung der ganzjährigen 
Beschäftigung in der Bauwirtschaft und weitere 
Änderungen und Ergänzungen des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(Zweites Änderungsgesetz zum AVAVG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung (AVAVG) in der Fassung vom 
3. April 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 321), zuletzt ge- 
ändert durch Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung vom 27. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1069), wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

01. § 1 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) Als neuer Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Die Bundesregierung kann nach An- 
hörung des Verwaltungsrates im Rahmen 
ihrer Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik 
der Bundesanstalt weitere Aufgaben über- 
tragen, für deren Durchführung der Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung Wei- 
sungen erteilen kann. Die aus der Über- 
tragung weiterer Aufgaben entstehenden 
Kosten werden vom Bund erstattet." 

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 
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1. Dem § 42 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung kann der Bundesanstalt für die 
Durchführung zwischenstaatlicher Vereinbarun- 
gen und für die Durchführung der Rechtsver- 
ordnung nach Absatz 2 Weisungen erteilen." 

2. Dem § 43 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung kann der Bundesanstalt für die 
Durchführung zwischenstaatlicher Vereinbarun- 
gen und für die Durchführung der Rechtsver- 
ordnung nach Absatz 2 Weisungen erteilen." 

3. § 56 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. nach den Nummern 1 oder 2 versichert 

sein würden, wenn sie nicht auf Grund 
einer zwischenstaatlichen Vereinbarung 
von der Pflicht zur Krankenversicherung 
befreit wären," 

b) In Absatz 2 werden die Worte „Grundwehr- 
dienstes oder einer Wehrübung von mehr 
als einer Woche" ersetzt durch die Worte 
„Grundwehrdienstes, einer Wehrübung von 
mehr als einer Woche oder des zivilen 
Ersatzdienstes". 

4. In §§ 57, 74 Abs. 3, § 87 Abs. 5 und § 146 
werden die Worte „Invalidität oder Berufsun- 
fähigkeit" ersetzt durch die Worte „Berufs- 
unfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit". 

5. In § 70 werden die Worte „dem Ablauf" er- 
^ setzt durch das Wort „Beginn". 

siehe Artikel I Nr. 4 


6. § 87 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für je weitere zweiundfünfzig Wo- 
chen im Geltungsbereiche dieses Gesetzes 
versicherungs- und beitragspflichtiger Be- 
schäftigung innerhalb der letzten drei Jahre 
vor der Arbeitslosmeldung besteht ein An- 
spruch für je weitere achtundsiebzig Tage. 
Beschäftigungen, nach denen der Arbeits- 
lose Arbeitslosengeld oder Unterstützung 
aus der Arbeitslosenhilfe bezogen hat oder 
ohne Anwendung der §§ 78 bis 81, 83, 98 
oder 99 bezogen haben würde, begründen 
diesen Anspruch nicht. § 85 Abs. 1 Satz 2 
und 3 und § 86 sind entsprechend anzu- 
wenden." 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. § 56 wird wie folgt geändert: 

^ a) Absatz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. nach den Nummern 1 oder 2 versichert 
sein würden, wenn sie nicht auf Grund 
einer zwischenstaatlichen Vereinbarung 
von der Pflicht zur Krankenversicherung 
ausgenommen wären," 

b) unverändert 


4. In § 57 werden die Worte „Invalidität oder 
^ Berufsunfähigkeit" ersetzt durch das Wort 

„Erwerbsunfähigkeit", 
siehe Artikel I Nr. 5a, Nr. 6 Buchstabe c, 

Nr. 19 Buchstabe b 

5. unverändert 

5a, In § 74 Abs. 3 werden die Worte „Rente aus 
^ der knapp schaftlichen Rentenversichei ung we- 
gen Erreichung des fünfundsechzigsten Lebens- 
jahres, wegen Invalidität oder Benifsunfähig- 
keit" ersetzt durch die Worte „Knappschafts- 
rente oder Knappschaftsruhegeld". 

6. § 87 wird wie folgt geändert: 

^ a) unverändert 
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b) Als Absatz 3a wird eingefügt: 

„(3a) Die Dauer des Anspruchs mindert 
sich um die Tage, für die der Arbeitslose 
während der Beschäftigung im Sinne der 
Absätze 1 und 2 Schlechtwettergeld bezogen 
har 

siehe Artikel I Nr, 4 


7. In § 88 Abs. 2, § 93 Abs. 2, § 95 Abs. 1 und 2 

^ und in der Anlage zu § 90 Abs. 6 werden je- 
weils die Worte „§ 90 Abs. 6" ersetzt durch 
die Worte „§ 90 Abs. 10". 

8. § 89 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Dem Absatz 5 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Der Anspruch auf den Familienzuschlag 
ruht ferner, wenn der Anspruch auf Kinder- 
geld deshalb nicht besteht, weil die Vor- 
aussetzungen des § 3 Abs. 2 und 4 des Kin- 
dergeldgesetzes vorliegen." 

b) In Absatz 6 Nr. 1 werden die Worte „ist, 
die ein Dritter, insbesondere die Sozialver- 
sicherung für ihn gewährt" ersetzt durch 
die Worte „werden kann, die ein Dritter 
für ihn gewährt oder zu gewähren hat". 

c) In Absatz 6 Nr. 2 werden nach dem Wort 
„Stillegungsvergütung" ein Komma und das 
Wort „Schlechtwettergeld" eingefügt. 

d) Absatz 6 Nr. 3 wird gestrichen. 

9. § 90 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 90 

(1) Der Hauptbetrag des Arbeitslosengeldes 
bemißt sich nach dem im Bemessungszeitraum 
in der Arbeitsstunde durchschnittlich erzielten 
Arbeitsentgelt, vervielfacht mit der Zahl der 
Arbeitsstunden, die sich als Durchschnitt der 
tariflichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeits- 
zeit der Beschäftigungsverhältnisse im Bemes- 
sungszeitraum ergibt. 

(2) Bemessungszeitraum sind die letzten, 
insgesamt zwanzig Tage mit Anspruch auf Ar- 
beitsentgelt umfassenden Lohnabrechnungszeit- 
räume der versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gung, durch die die Anwartschaftszeit erfüllt 
wird. 

(3) Arbeitsentgelt, das nach Monaten be- 
messen ist, gilt als in der Zahl von Arbeits- 
stunden erzielt, die sich ergibt, wenn die Zahl 
der vereinbarten regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitsstunden mit dreizehn vervielfacht und 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

b) entfällt 

> 

c) In Absatz 5 werden die Worte „Invalidität 
oder Berufsunfähigkeit" ersetzt durch die 
Worte „Berufsunfähigkeit oder Erwerbsun- 
fähigkeit". 

7. unverändert 

8. unverändert 


9. unverändert 
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durch drei geteilt wird. Arbeitsentgelt sind 
auch die Bar- und Sachbezüge eines Lehrlings. 

Einmalige Zuwendungen bleiben außer Betracht. 

(4) Als tarifliche regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit ist zugrunde zu legen, 

1. wenn ein Tarifvertrag für Teile des 
Jahres eine unterschiedliche regel- 
mäßige wöchentliche Arbeitszeit vor- 
sah, die wöchentliche Arbeitszeit, 
die sich als Jahresdurchschnitt ergibt, 

2. wenn keine tarifliche Arbeitszeit be- 
stand, die tarifliche Arbeitszeit für 
gleiche oder ähnliche Beschäftigungen 
oder, falls auch eine solche tarifliche 
Regelung nicht bestand, die für glei- 
che oder ähnliche Beschäftigungen 
übliche, 

3. wenn nicht nur vorübergehend we- 
niger als die tariflichen oder üblichen 
regelmäßigen wöchentlichen Arbeits- 
stunden vereinbart waren, die ver- 
einbarte Arbeitszeit. 

(5) Der Hauptbetrag bemißt sich für Arbeits- 
lose, die im Bemessungszeitraum des Absat- 
zes 2 als Heimarbeiter beschäftigt waren, nach 
dem durchschnittlichen Arbeitsentgelt, das der 
Beitragsberechnung in den letzten zehn Wo- 
chen der versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gung, durch die die Anwartschaftszeit erfüllt 
wird, zugrunde gelegt worden ist. In den Zeit- 
raum von zehn Wochen sind Tage der Krank- 
heit und Wochenfeiertage nicht einzurechnen, 
soweit für diese Tage das Arbeitsentgelt nicht 
oder nur teilweise gewährt worden ist. Ab- 
satz 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(6) Als Arbeitsentgelt ist der Bemessung zu- 
grunde zu legen 

1. für die Zeit einer versicherungspflich- 
tigen Beschäftigung, für die Beiträge 
an die Seekrankenkasse zu entrich- 
ten waren, die Durchschnittsheuer, 
die der Beitragsberechnung von der 
Seekrankenkasse zugrunde gelegt 
worden ist, 

2. für die Zeit einer versicherungspflich- 
tigen Beschäftigung als Lehrling min- 
destens ein Arbeitsentgelt von 10 
Deutsche Mark wöchentlich, 

3. für die Zeit einer Versicherung nach 
§ 56 Abs. 2 und einer Beschäftigung, 
die nach § 86 als versicherungspflich- 
tig gilt, das Arbeitsentgelt nach Ab- 
satz 7. 

(7) Wäre die Bemessimg nach den Absät- 
zen 1 bis 6 mit Rücksicht auf die von dem 
Arbeitslosen in den letzten drei Jahren vor der 
Arbeitslosmeldung überwiegend ausgeübte be- 
rufliche Tätigkeit unbillig hart, so bemißt sich 
der Hauptbetrag des Arbeitslosengeldes nach 
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dem am Wohn- oder Aufenthaltsort des Ar- 
beitslosen (§ 170) maßgeblichen tariflichen oder 
mangels einer tariflichen Regelung dem orts- 
üblichen Arbeitsentgelt derjenigen Beschäfti- 
gung, für die der Arbeitslose nach seinem 
Lebensalter und seinem Leistungsvermögen 
unter billiger Berücksichtigung seines Berufes 
und seiner Ausbildung in Betracht kommt. 

(8) Kann der Arbeitslose infolge tatsäch- 
licher oder rechtlicher Bindungen nicht mehr 
ein Arbeitsentgelt erzielen, das der Bemessung 
des Hauptbetrages zugrunde zu legen wäre 
oder zugrunde liegt, so ist Absatz 7 für die 
Zeit, während der diese Bindüngen vorliegen, 
entsprechend anzuwenden. 

(9) Ein höheres Arbeitsentgelt als 25 Deut- 
sche Mark täglich, 175 Deutsche Mark wöchent- 
lich oder 750 Deutsche Mark monatlich darf 
nicht zugrunde gelegt werden. 

(10) Der Hauptbetrag richtet sich nach der 
dem Gesetz beigefügten Tabelle. Der Familien- 
zuschlag beträgt 6 Deutsche Mark wöchentlich. 
Hauptbetrag und Familienzuschlag dürfen zu- 
sammen den Höchstbetrag der dem Gesetz bei- 
gefügten Tabelle nicht überschreiten." 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


10. § 96 Abs. 1 Nr. 3 wird gestrichen. 


11. § 103 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Bemessung des Hauptbetrages des Ar- 
beitslosengeldes ist für jeden Tag einer 
unständigen Beschäftigung als Hafenarbei- 
ter das tarifliche Arbeitsentgelt für eine 
Arbeitsschicht zugrunde zu legen." 

b) Satz 3 wird gestrichen. 


10. § 96 wird wie folgt geändert: 

^ a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld 
ruht für die Zeit, für die der Arbeitslose 
noch Arbeitsentgelt oder Urlaubsgeld be- 
zieht oder Arbeitsentgelt zu beanspruchen 
hat. Als Arbeitsentgelt in diesem Sinne gel- 
ten auch sonstige an den Arbeitnehmer ge- 
zahlte Beträge, wenn nach den Umständen 
des Einzelfalles anzunehmen ist, daß sie zur 
Abgeltung von Urlaubsansprüchen sowie 
zur Abfindung von Ansprüchen auf Arbeits- 
entgelt gewährt worden sindj der Anspruch 
ruht in diesen Fällen für so viele Tage nach 
dem Ausscheiden aus der Beschäftigung, als 
diese Leistungen dem Arbeitsentgelt ent- 
sprechen, das der Arbeitslose in den letzten 
vier Wochen der Beschäftigung erhalten hat 
oder bei betriebsüblicher Arbeitszeit erhal- 
ten hätte." 

b) In Absatz 2 werden hinter den Worten „in 
Absatz 1" die Worte „Nr. 1 und 2" ge- 
strichen. 

11. unverändert 


A 
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12. Dem § 106 Abs. 1 werden folgende Sätze 4 

^ bis 6 angefügt: 

„Der Berechnung ist das Arbeitsentgelt nach 
Abzug von Steuern, Sozialbeiträgen und Wer- 
bungskosten zugrunde zu legen. Der Verwal- 
tungsausschuß des Landesarbeitsamtes kann 
mit Zustimmung des Verwaltungsrates für die 
Abzüge einheitliche Pauschbeträge für ein 
Hafengebiet festsetzen. Nachgewiesene höhere 
Abzüge sind zu berücksichtigen." 

13. § 119 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Gewährung von Kurzarbeitergeld 
ist in einem Betriebe bis zu sechsundzwanzig 
Wochen zulässig. Der Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung kann bei außergewöhn- 
lichen Verhältnissen auf dem Arbeitsmarkt 
nach Anhörung des Verwaltungsrates durch 
Rechtsverordnung die Gewährung des Kurz- 
arbeitergeldes in einzelnen Wirtschaftszweigen, 
auch bezirksweise, bis zu vierzig Wochen für 
zulässig erklären." 

14. § 121 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Für die Bemessung des Kurzarbeitergeldes 
ist der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
tatsächlich erzielten Arbeitsentgelt (Kurz- 
lohn) und neun Zehnteln des Arbeitsentgel- 
tes maßgebend, das der Kurzarbeiter ohne 
den Arbeitsausfall in der betriebsüblichen 
Arbeitszeit als Vollohn erzielt hätte." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Das Kurzarbeitergeld wird nach vier 
Leistungsgruppen in Vomhundertsätzen des 
nach Absatz 1 maßgeblichen Unterschiedsbetra- 
ges gewährt. Die Vomhundertsätze richten sich 
nach der dem Gesetz beigefügten Tabelle." 


c) Als Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung bestimmt unter Berücksichtigung 
der Familienverhältnisse durch Rechtsverord- 
nung den Personenkreis der einzelnen Lei- 
stungsgruppen. Er kann die Zuordnung zu einer 
Leistungsgruppe unter Verwendung von Lohn- 
steuerklassen nach den steuerlichen Vorschrif- 
ten vornehmen." 

15. § 124 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) In der Krankenversicherung ist für Zei- 
ten des Bezuges von Kurzarbeitergeld bei der 
Bemessung der Barleistungen der Vollohn nach 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 
12. unverändert 


13. § 119 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Die Gewährung von Kurzarbeitergeld ist 
in einem Betriebe bis zu sechsundzwanzig Wo- 
chen zulässig. Der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung kann bei außergewöhnlichen 
Verhältnissen ^ui dem Arbeitsmarkt nach An- 
hörung des Verwaltungsrates durch Rechtsver- 
ordnung die Gewährung des Kurzarbeitergeldes 
in einzelnen Wirtschaftszweigen, auch bezirks- 
weise, bis zu zweiundfünfzig Wochen für zu- 
lässig erklären." 

14. § 121 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) unverändert 


b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Das Kurzarbeitergeld wird nach vier 
Leistungsgruppen in Vomhundertsätzen des 
nach Absatz 1 maßgeblichen Unterschieds- 
betrages gewährt. Die Vomhundertsätze 
richten sich nach der dem Gesetz beigefügten 
Tabelle. Kurzarbeitergeld und Arbeitsentgelt 
(Kurzlohn) dürfen zusammen fünf Sechstel 
des vollen Arbeitsentgelts (Vollohn) nicht 
übersteigen. Absatz 1 Satz 2 und 3 findet 
Anwendung." 

c) unverändert 


15. unverändert 
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§ 121 Abs. 1 Satz 1 zugrunde zu legen. § 180 
Abs. 1 Satz 3 der Reichsversicherungsordnung 
bleibt unberührt." 

16. § 127 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „§ 90 
Abs. 4 Nr. 1 und Abs. 5" ersetzt durch die 
Worte „§ 90 Abs. 6 Nr. 1 und Abs. 9". 

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Stillegungsvergütung richtet sidi nach 
der dem Gesetz zu § 90 Abs. 10 beigefüg- 
ten Tabelle." 


17. In den Vierten Abschnitt wird hinter § 143 
folgender Unterabschnitt C eingefügt: 

„C. Förderung der ganzjährigen Beschäftigung 
in der Bauwirtschaft 

§ 143a 

(1) Der Verwaltungsrat kann mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit und So- 
zialordhung zulassen, daß angemessene Zu- 
schüsse oder Darlehen zu den durch das Bauen 
in der witterungsungünstigen Zeit (Schlecht- 
wetterzeit) den Bauherren verursachten Mehr- 
kosten gewährt werden können. Vorteile, die 
durch die frühere Fertigstellung des Baues ent- 
stehen, sind zu berücksichtigen. Bauten der 
öffentlichen Hand sind von der Förderung aus- 
genommen. 

(2) Für Maßnahmen, die nach den §§ 140 
und 141 gefördert werden, dürfen keine Zu- 
schüsse oder Darlehen nach Absatz 1 gewährt 
werden. 

§ 143b 

Der Verwaltungsrat kann zulassen, daß Un- 
ternehmen des Baugewerbes Darlehen oder 
Zinszuschüsse für die Beschaffung von Geräten 
und Einrichtungen gewährt werden können, um 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


16. § 127 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Stillegungsvergütung wird nach vier 
Leistungsgruppen gewährt. Sie richtet sich 
nach der dem Gesetz zu § 90 Abs. 10 bei- 
gefügten Tabelle und erhöht sich in der Lei- 
stungsgruppe II um 6, in der Leistungsgrup- 
pe III um 12 und in der Leistungsgruppe IV 
um 18 Deutsche Mark wü:hentlich. Sie darf 
den Höchstbetrag nach der dem Gesetz zu 
§ 90 Abs. 10 beigefügten Tabelle nicht über- 
schreiten. Die §§ 91 und 122 sind entspre- 
chend anzuwenden." 

c) Als Absatz 3 ist anzufügen: 

„(3) Der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung bestimmt unter Berücksichti- 
gung der Familienverhältnisse durch Rechts- 
verordnung den Personenkreis der einzel- 
nen Leistungsgruppen. Er kann die Zuord- 
nung zu einer Leistungsgruppe unter Ver- 
wendung von Lohnsteuerklassen nach den 
steuerlichen Vorschriften vornehmen." 

17. In den Vierten Abschnitt wird hinter § 143 fol- 
^ gender Unterabschnitt C eingefügt: 

„C. Förderung der ganzjährigen Beschäftigung 
in der Bauwirtschaft 

§ 143a 

unverändert 


§ 143b 

unverändert 
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die Durchführung von Bauten in der Schlecht- 
wetterzeit zu ermöglichen. 

§ 143c 

Die Bundesanstalt kann Leistungen nach § 130 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 sowie Zuschüsse zu Fahr- 
kosten zum Besuch der Ehefrau oder der Kin- 
der anläßlich von Arbeitsausfällen aus zwin- 
genden witterungsbedingten Gründen Arbeit- 
nehmern des Baugewerbes gewähren, wenn das 
Beschäftigungsverhältnis während der Schlecht- 
wetterzeit aufrechterhalten wird. Die Zuschüsse 
zu diesen Fahrkosten dürfen insgesamt die 
Fahrkosten von zwei Heimfahrten während der 
Schlechtwetterzeit nicht übersteigen. § 130 
Abs. 3 und § 137 Abs. 1 gelten entsprechend. 


§ 143d 

(1) ln Betrieben des Baugewerbes wird in 
der Schlechtwetterzeit Schlechtwettergeld ge- 
währt, wenn 

1. a) den Arbeitnehmern in der 

Schlechtwetterzeit aus Witterungs- 
gründen nicht außerordentlich ge- 
kündigt werden kann, 
b) der Betrieb unter den Geltungs- 
bereich eines Tarifvertrages fällt, 
der ungeachtet des tariflichen Ur- 
laubs einen vollen Ausgleich für 
den Lohnausfall für mindestens 
acht Kalendertage vorsieht und in 
diese Regelung die Weihnachts- 
feiertage und der Neujahrstag ein- 
bezogen sind, 

2. der Arbeitsausfall eines vollen Ar- 
beitstages ausschließlich durch zwin- 
gende witterungsbedingte Gründe ver- 
ursacht und dem Arbeitsamt, in des- 
sen Bezirk die Baustelle liegt, vom 
Arbeitgeber unverzüglich angezeigt 
wird. Wenn der Arbeitsausfall vom 
Arbeitgeber nicht unverzüglich an- 
gezeigt wird, kann die Betriebsver- 
tretung die Anzeige erstatten. Auf 
tägliche Anzeigen kann bis zur 
Wiederaufnahme der Arbeit ver- 
zichte? werden. 

(2) Zwingende witterungsbedingte Gründe 
im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 liegen nur vor, 
wenn atmosphärische Einwirkungen (Regen, 
Schnee, Frost usw.) oder deren Folgewirkungen 
so stark oder so nachhaltig sind, daß die Fort- 
setzung der Arbeit technisch unmöglich ist 
oder den Arbeitnehmern nicht zugemutet wer- 
den kann. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung bestimmt durch Rechtsverordnung, 
in welchen Betrieben des Baugewerbes die Ge- 
währung von Schlechtwettergeld zulässig ist. 
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§ 143c 

Die Bundesanstalt kann Arbeitnehmern des 
Baugewerbes Leistungen nach § 130 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 sowie Zuschüsse zu Fahrkosten 
zum Besuch der mit dem Arbeitnehmer am 
Hauptwohnsitz im gemeinsamen Haushalt le- 
benden Angehörigen (§ 89 Abs. 2) anläßlich 
von Arbeitsausfällen aus zwingenden wiitte- 
rungsbedingten Gründen gewähren, wenn das 
Beschäftigungsverhältnis während der Schlecht- 
wetterzeit aufrechterhalten wird. Die Zuschüsse 
zu diesen Fahrkosten dürfen insgesamt die 
Fahrkosten von zwei Heimfahrten (Hin- und 
Rückfahrten) während der Schlechtwetterzeit 
nicht übersteigen. § 130 Abs. 3 und § 137 
Abs. 1 gelten entsprechend. 

§ 143d 

(1) In Betrieben des Baugewerbes wird in 
der Schlechtwetterzeit Schlechtwettergeld ge- 
währt, wenn 

1. in der Schlechtwetterzeit aus Witte- 
rungsgründen ohne Einhaltung einer 
Frist nicht gekündigt werden kann, 

2. bei Arbeitsausfall unbeschadet des 
Anspruchs auf Urlaub eine Anwart- 
schaft auf Lohnausgleich fÜF einen 
zusammenhängenden Ausgleichszeit- 
raum von mindestens acht Kalender- 
tagen, in den die Weihnachtsfeier- 
tage und der Neujahrstag fallen, ge- 
währleistet ist. 

entfällt hier 

siehe § 143dd Abs. 1 


(2) entfällt hier 

siehe § 143dd Abs. 2 


(3) unverändert 
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siehe § 143d Abs. 1 Nr. 2 


siehe § 143d Abs. 2 


§ 143e 

(1) Anspruch auf Schlechtwetter geld hat, wer 

1. auf einem witterungsabhängigen Ar- 
beitsplatz bei Beginn des Arbeits- 
ausfalles in einer arbeiterrenten- 
und arbeitslosenversicherungspflichti- 
gen Beschäftigung steht, 

2. mit der Arbeit mindestens an einem 

• vollen Arbeitstag in der Kalender- 
woche aussetzen muß. 

(2) Anspruch auf Schlechtwettergeld besteht 
nur für Tage, an denen die Arbeit ganz aus- 
fällt (Ausfalltage) und nur, solange das Ar- 
beitsverhältnis ungekündigt fortbesteht. 

(3) Anspruch auf Schlechtwettergeld besteht 
nicht für Zeiten des Urlaubs und für Wochen- 
feiertage, für die Lohnzahlungspflicht besteht. 
Anspruch auf Schlechtwettergeld besteht ferner 
nicht für Personen, die nicht berufsmäßig in 
der Hauptsache als arbeitslosenversicherungs- 
pflichtige Arbeitnehmer tätig zu sein pflegen, 
und für Arbeitnehmer, die auf Grund ihrer Tä- 
tigkeit im Betrieb bisher auch in der witte- 
rungsungünstigen Jahreszeit beschäftigt wor- 
den sind. §§ 77, 96 Abs. 1 Nr, 1 und § 97 gel- 
ten entsprechend. 

(4) Die §§78 und 80 sind für eine vom Ar- 
beitsamt zugewiesene Arbeit mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß das Schlechtwetter geld für 
die Tage zu versagen ist, an denen Arbeits- 
entgelt hätte erzielt werden können. 

(5) § 84 Abs. 1, 3 und 4 und §§ 94, 98 und 99 
gelten entsprechend. 

§ 143f 

Der Verwaltungsrat kann mit Zustimmung 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialord- 
nung die Gewährung des Schlechtwettergeldes 
für den Geltungsbereich dieses Gesetzes oder 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

§ i43dd 

(1) Die Gewährung von Schlechlwettergeld 
ist zulässig, wenn 

1. der Arbeitsausfall ausschließlich durch 
zwingende witterungsbedingte Gründe 
verursacht ist, 

2. ein voller Arbeitstag ausfällt, 

3. der Arbeitsausfall dem Arbeitsamt 
unverzüglich angezeigt wird. Das 
Arbeitsamt kann auf die tägliche An- 
zeige verzichten. 

(2) Zwingende witterungsbedingte Gründe 
im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 Liegen nur vor, 
wenn atmosphärische Einwirkungen (Regen, 
Schnee, Frost usw.) oder deren Folgewirkungen 
so stark oder so nachhaltig sind, daß die Fort- 
führung der Arbeit technisch unmöglich ist oder 
den Arbeitnehmern nicht zugemutet werden 
kann. 

§ 143e * 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Anspruch auf Schlechtwettergeld besteht 
nicht für Zeiten des Urlaubs und für Wochen- 
feiertage, für die Lohnzahlungspflicht besteht. 
Anspruch auf Schlechtwettergeld besteht ferner 
nicht für Personen, die nicht berufsmäßig in der 
Hauptsache als arbeitslosenversicherungspfliich- 
tige Arbeitnehmer tätig zu sein pflegen, und 
für Arbeitnehmer, die auf Grund ihrer Tätig- 
keit im Betrieb bisher auch in der witterungs- 
ungünstigen Jahreszeit beschäftigt worden 
sind. §§ 77, 96 Abs. 1 und § 97 gelten entspre- 
chend. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 

§ 143f 
entfällt 


14 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1294 


Entwurf 

unter Berücksichtigung besonderer kiimatisdier 
Verhältnisse für einzelne Bezirke befristen. 

§ 143g 

(1) Das Schleciitwettergeld beträgt in der 
Leistungsgruppe I 45 vom Hundert, in der Lei- 
stungsgruppe II 49 vom Hundert, in der Lei- 
stungsgruppe III 53 vom Hundert und in der 
Leistungsgruppe IV 57 vom Hundert des 
5fuffoarbeitsentgeIts, das der Arbeitnehmer im 
täglichen Durchschnitt des letzten Lohnzah- 
lung szei träume s vor Eintritt des jeweiligen Ar- 
beitsausfalles erzielt hat. Von diesem Brutto- 
arbeitsentgelt ist das je Ausfalltag aus einer 
unselbständigen oder selbständigen Tätigkeit 
erzielte oder zu beansp rudiende Einkommen 
abzusetzen. § 90 Abs. 9 und §123 gelten ent- 
sprediend. 


(2) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung bestimmt unter Berücksichtigung 
der Familienverhältnisse durch Rechtsverord- 
nung den Personenkreis der einzelnen Lei- 
stungsgruppen. Er kann die Zuordnung zu einer 
Leistungsgruppe unter Verwendung von Lohn- 
steuerklassen nach den steuerlichen Vorschrif- 
ten vornehmen. 

§ 143h 

Das Schlechtwettergeld ist steuerreditlich wie 
das Arbeitslosengeld zu behandeln. 

§ 143i 

In der Krankenversicherung gilt für Personen, 
denen Schlechtwettergeld gewährt worden ist, 
§ 124 entsprechend mit der Maßgabe, daß an 
Stelle des Vollohnes nach § 121 Abs. 1 Satz 1 
das Bruüoarbeitsentgelt nach § 143g Abs. 1 
Satz 1 tritt. 

§ 143k 

Für die Unfallversicherung der Empfänger 
von Schlechtwettergeld gilt § 115 entsprechend, 
soweit auf Grund des § 188 Abs. 4 Meldepflicht 
nach § 179 angeordnet ist. 
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§ 143 g 

(1) Das Schlechtwettergeld beträgt je Aus- 
falltag 

iin der Leistungsgruppe I 

fünfundvierzig vom Hundert, 
lin der Leistungsgruppe II 

neunundvierzig vom Hundert, 
in der Leistungsgruppe III 

dreiundfünfzig vom Hundert und 
in der Leistungsgruppe IV 

siebenundfünfzig vom Hundert 
des Arbeitsentgelts, das der Arbeitnehmer im 
letzten geschlossenen Lohnabrechnungszeitraum 
vor dem Eintritt des jeweiligen Arbeitsaus- 
falles durchschnittlich in der Arbeitsstunde er- 
zielt hat, vervielfacht mit der Zahl der Arbeits- 
stunden, die regelmäßig betriebsüblich am Aus- 
falltage innerhalb der tariflichen wöchentlichen 
Arbeitszeit geleistet worden wäre. Arbeits- 
stunden, für die Mehrarbeitszuschläge zu zahlen 
wären, sind nicht zu berücksichtigen. Von die- 
sem Arbeitsentgelt ist das aus einer unselb- 
ständigen oder selbständigen Tätigkeit am 
Ausfalltage erzielte oder für den Ausfalltag zu 
beanspruchende Einkommen abzusetzen. § 90 
Abs. 9 gilt entsprechend. 

(la) Schle^twettergeld und Arbeitsengelt 
dürfen zusammen im Lohnabrechnungszeitraum 
das Arbeitsentgelt nicht übersteigen, das sich 
ohne den Arbeitsausfall unter Zugrundelegung 
der tariflichen wöchentlichen Arbeitszeit erge- 
ben würde. 

(2) unverändert 


§ 143h 

unverändert 

§ 143i 

In der Krankenversiicherung gilt für Personen, 
denen Schlechtwettergeld gewährt worden ist, 
§ 124 entsprechend mit der Maßgabe, daß an 
Stelle des Vollohnes nach § 121 Abs. 1 Satz 1 
das Arbeitsentgelt nach § 143g Abs. 1 Satz 1 
tritt. 

§ 143k 

unverändert 


15 



Drucksadle 1294 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf 
§ 143 1 


(1) Das Schlechtwettergeld wird auf Antrag 
von der Bundesanstalt gewährt. Der Antrag ist 
vom Arbeitgeber unter Beifügung der Stellung- 
nahme der Betriebsvertretung spätestens einen 
Monat nach dem Ende der Schlechtwetterzeit 
bei dem für die Baustelle zuständigen Arbeits- 
amt einzureichen. 

(2) Der Arbeitgeber hat dem Arbeitsamt die 
Voraussetzungen für die Gewährung des 
Schlechtwettergeldes nachzuweisen. Auf das 
Verfahren sind die Vorschriften über das Lei- 
stungsverfahren mit Ausnahme der §§ 170 bis 
173, 180, 181 und 184 entsprechend anzuwen- 
den. 

(3) Im übrigen gelten die Vorschriften des 
§ 188 Abs. 3 bis 5 sinngemäß. 

§ 143m 

(1) Arbeitgeber in Betrieben des Baugewer- 
bes sind unbeschadet des § 53 verpflichtet, Ent- 
lassungen auf Baustellen in der Schlechtwetter- 
zeit dem zuständigen Arbeitsamt unter Angabe 
der Baustelle und der Zahl der vor der Entlas- 
sung beschäftigten Arbeitnehmer unverzüglich 
anzuzeigen, es sei denn, daß eine Anzeige nadi 
§ 15 des Kündigungsschutzgesetzes erstattet 
worden ist. 

(2) Arbeitnehmer der nach Absatz 1 melde- 
pflichtigen Betriebe, die außerhalb des Bezirkes 
des für ihren Arbeitsplatz zuständigen Arbeits- 
amtes wohnen und nicht täglich an ihren Wohn- 
ort zurückkehren, haben sich im Falle ihrer Ent- 
lassung bei dem für den Arbeitsplatz zuständi- 
gen Arbeitsamt persönlich zu melden. Das Ar- 
beitslosengeld oder die Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe ist für vierundzwanzig Tage 
zu versagen, wenn die Meldung ohne triftigen 
Grund nicht persönlich erfolgt, §§ 81 und 82 
gelten entsprechend. § 78 gilt auch, wenn die 
Arbeitsaufnahme vor der Arbeitslosmeldung 
verweigert oder vereitelt wird. 

§ 143n 

(1) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung bestimmt nach Anhörung des Ver- 
waltungsrates durch Rechtsverordnung den 
Zeitraum, der als Sdilechtwetterzeit im Sinne 
dieses Gesetzes gilt. Er kann für einzelne Be- 
zirke unterschiedliche Zeiträume bestimmen. 

(2) Der Präsident der Bundesanstalt regelt 
Näheres über das Verfahren bei der Erstattung 
der Anzeige nach § 143d Abs. 1 Nr. 2 und nach 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

§ 143 1 

(01) Die Anzeige nach § 143dd Abs. 1 Nr. 3 
ist vom Arbeitgeber dem Arbeitsamt zu er- 
statten, in dessen Bezirk die Baustelle liegt. 
Wird die Anzeige vom Arbeitgeber nicht un- 
verzüglich erstattet, so kann die Betriebsver- 
tretung die Anzeige erstatten. 

(1) Das Schlechtwettergeld wird auf Antrag 
von der Bundesanstalt gewährt. Der Antrag ist 
vom Arbeitgeber unter Beifügung der Stellung- 
nahme der Betriebsvertretung spätestens einen 
Monat nach dem Ende des Lohnabrechnungs- 
zeitraumes bei dem für die Baustelle zustän- 
digen Arbeitsamt einzureichen. Die Betriebsver- 
tretung ist zur Antragstellung berechtigt. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 

§ 143m 

(1) unverändert 


(2) Arbeitnehmer der nach Absatz 1 melde- 
pflichtigen Betriebe, die außerhalb des Bezirkes 
des für ihren Arbeitsplatz zuständigen Arbeits- 
amtes wohnen und nicht täglich an ihren Wohn- 
ort zurückkehren, haben sich lim Falle der Be- 
endigung ihres Arbeitsverhältnisses bei dem 
für den Arbeitsplatz zuständigen Arbeitsamt 
persönlich zu melden. Das Arbeitslosengeld 
oder die Unterstützung aus der Arbeitslosen- 
hilfe ist für vierundzwanzig Tage zu versagen, 
wenn die Meldung ohne triftigen Grund nicht 
persönlich erfolgt. §§81 und 82 gelten entspre- 
chend. § 78 gilt auch, wenn die Arbeitsauf- 
nahme vor der Arbeitslosmeldung verweigert 
oder vereitelt wird. 

§ 143n 

(1) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung bestimmt durch Rechtsverordnung 
den Zeitraum, der als Schlechtwetterzeit im 
Sinne dieses Gesetzes gilt. Er kann für einzelne 
Bezirke unterschiedliche Zeiträume bestimmen. 

(2) entfällt 
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§ 143m Abs. 1 sowie bei der Meldung nach 
§ 143m Abs. 2. 

(3) Der Verwaltungsrat erläßt mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit und So- 
zialordnung Richtlinien zur Durchführung der 
§§ 143a bis 143m, insbesondere über das Ver- 
fahren. Er kann die Leistungen pauschalieren 
und die Gewährung von Vorschüssen und Ab- 
schlagszahlungen zulassen sowie die Verzin- 
sung und Tilgung von Darlehen abweichend 
von den Richtlinien über die Anlage von Mit- 
teln der Bundesanstalt regeln, insbesondere die 
Gewährung zinsloser Darlehen und von Zu- 
schüssen zulassen, wenn der Zweck damit er- 
reicht werden kann." 


18. In § 145 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b werden die 
^ Worte „oder nach § 65 versicherungsfrei sind" 

gestrichen. 

19. § 146 Satz 1 erhält folgende Fassung: 


„Anspruch auf Unterstützung besteht nicht 
vom Beginn des Monats an, in dem der Arbeits- 
lose das fünfundsechzigste Lebensjahr voll- 
endet." 

siehe Artikel I Nr. 4 


20. § 148 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. in dem Falle des § 145 Abs. 1 Nr. 4 
Buchstabe b das Arbeitsentgelt, das sich 
aus der entsprechenden Anwendung des 
§ 90 Abs. 1 bis 7 und 9 ergibt" 

b*) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Kann der Hauptbetrag nicht nach den 
Absätzen 1 oder 2 bemessen werden, so ist 
§ 90 Abs. 7 entsprechend anzuwenden. Das 
gleiche gilt, wenn die Gewährung der Un- 
terstützung nach einem Bemessungsentgelt 
der Absätze 1 oder 2 mit Rücksicht auf die 
von dem Arbeitslosen zuvor überwiegend 
ausgeübte berufliche Tätigkeit unbillig hart 
wäre. " 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) § 90 Abs. 8 gilt entsprechend mit der 
Maßgabe, daß § 90 Abs. 7 auch bei vermin- 
dertem Leistungsvermögen des Arbeitslosen 
entsprechend anzuwenden ist. Ist der Un- 
terstützung im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 
ein Arbeitsentgelt nach § 90 Abs. 8 zugrunde 
gelegt worden oder zugrunde zu legen und 
sind tatsächliche oder rechtliche Bindungen, 
die für die Bemessung des Arbeitslosengel- 
des maßgebend waren, ganz oder teilweise 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


(3) Der Verwaltungsrat erläßt mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit und So- 
zialordnung Richtlinien zur Durchführung der 
§§ 143a bis 143c, 143 1 und 143m, insbesondere 
über das Verfahren. Er kann die Leistungen 
nach den §§ 143a bis 143c pauschalieren und 
die Gewährung von Vorschüssen und Ab- 
schlagszahlungen zulassen sowie die Verzin- 
sung und Tilgung von Darlehen abweichend 
von den Richtlinien über die Anlage von 
Mitteln der Bundesanstalt regeln, insbesondere 
die Gewährung zinsloser Darlehen und von Zu- 
schüssen zulassen, wenn der Zweck damit er- 
reicht werden kann." 

18. unverändert 


19. § 146 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Anspruch auf Unterstützung besteht nicht 
vom Beginn des Monats an, in dem der 
Arbeitslose das fünfundsechzigste Lebens- 
jahr vollendet." 

b) In Satz 2 werden die Worte „Invalidität 
oder Berufsunfähigkeit" ersetzt durch die 
Worte „Berufsunfähigkeit oder Erwerbsun- 
fähigkeit". 

20. unverändert 
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fortgefallen, so ist der Hauptbetrag nach 
dem Arbeitsentgelt neu zu bemessen oder 
zu bemessen, das dem Arbeitslosengeld 
ohne Berücksichtigung der nicht mehr be- 
stehenden Bindungen zugrunde zu legen 
gewesen wäre." 

21. In § 150 Abs. 4 Nr. 5 werden hinter dem Wort 
^ „Bundesversorgungsgesetzes" ein Komma und 

die Worte „die Renten, die in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften des Bundesver- 
sorgungsgesetzes über die Grundrente für Be- 
schädigte gewährt werden," eingefügt. 

22. Dem § 160 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Die Einzugsstellen sind an Erklärungen 
der Bundesanstalt zu Rechtsfragen von grund- 
sätzlicher Bedeutung gebunden." 


23. In § 183 Nr. 3 werden die Worte „Invaliden- 
rente nach der Reichsversicherungsordnung, 
Ruhegeld nach dem Angestelltenversicherungs- 
gesetz, Knappschafts- oder Knappschaftsvoll- 
rente nach dem Reichsknappschaftsgesetz" er- 
setzt durch die Worte „Rente aus der gesetz- 
lichen Rentenversicherung". 


24. § 185 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Hat der Empfänger Bezüge im Sinne des 
§ 96 Abs. 1 oder Leistungen im Sinne des § 149 
Abs. 4 Satz 1 trotz des Rechtsüberganges nach 
§ 96 Abs. 2 oder § 149 Abs. 4 Satz 2 und 3 er- 
halten, so gelten insoweit die nach § 96 Abs. 2 
oder § 149 Abs. 4 Satz 1 gewährten Leistungen 
nach diesem Gesetz als zu Unrecht gewährt und 
sind zurückzufordern. Soweit der leistungs- 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


21. unverändert 


22. Dem § 160 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

♦ 

„(5) Die Einzugsstellen sind an Erklärungen 
der Bundesanstalt zu Rechtsfragen von grund- 
sätzlicher Bedeutung, die nur die Arbeitslosen- 
versicherung berühren, gebunden." 

22a. § 174 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Er hat insbesondere seine Familienverhält- 
nisse, Art der Tätigkeiten, Beginn, Ende und 
Lösungsgrund seiner Arbeitsverhältnisse so- 
wie das Arbeitsentgelt und sonstige Bezüge 
(§ 96 Abs. 1) anzugeben, die er hieraus er- 
halten oder noch zu beanspruchen hat." 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „aus 
der Art" ersetzt durch die Worte „aus der 
insbesondere die Art der Tätigkeit", 

c) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Anzugeben sind darin ferner das Arbeits- 
entgelt und sonstige Bezüge (§ 96 Abs. 1), 
die der Arbeitslose hieraus erhalten oder 
noch zu beanspruchen hat." 

23. § 183 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Nummer 1 werden hinter den Worten „§ 96 
Abs. 1" gestrichen die Worte „Nr. 1 und 2". 

b) In Nummer 3 werden die Worte „Invaliden- 
rente nach der Reichsversicherungsordnung, 
Ruhegeld nach dem Angestelltenversiche- 
rungsgesetz, Knappschafts- oder Knapp- 
schaftsvollrente nach dem Reichsknapp- 
schaftsgesetz" ersetzt durch die Worte 
„Renten aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung". 

24. unverändert 
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pflichtige Dritte an den Empfänger nicht mit be- 
freiender Wirkung geleistet hat, haften der Lei- 
stungspflichtige und der Empfänger als Gesamt- 
schuldner. Satz 1 ist entsprechend anzuwenden, 
wenn der Empfänger von einer Verbindlichkeit 
befreit worden ist, weil der leistungspflichtige 
Dritte der Bundesanstalt oder dem Bund gegen- 
über mit einer Forderung gegen den Empfänger 
rechtswirksam aufgerechnet hat. Die Sätze 1 
bis 3 sind in den Fällen des § 205 entsprechend 
anzuwenden." 

25. § 209 erhält folgende Fassiuig: 

.§ 209 

(1) Der Erlaß von Rechtsvorschriften nach § 41 
Abs. 1, § 42 Abs. 2, § 43 Abs. 2, § 52 Abs. 1, § 54 
Abs. 2, § 55 Abs. 1 und 2, § 59 Abs. 2, § 66 Abs. 2 
Nr. 2, § 116 Abs. 1, § 119 Abs. 1 Satz 2, § 121 
Abs. 3, § 143d Abs. 3, § 143g Abs. 2, § 143n Abs. 1, 
§ 144 Abs. 3, § 145 Abs. 3, § 149 Abs. 6. § 153 
Abs. 2, §§ 159, 164 Abs. 2 Nr. 3, § 188 Abs. 5, 
§ 197 bedarf nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1)." 

26. In § 212 Abs. 1 Nr. 4 werden nach den Worten 
^ „Voraussetzungen nach" die Worte „§ 1431Abs.2 

Satz 1 oder" eingefügt. 

27. In § 216 Nr. 3 werden nach den Worten „§ 53 
^ Abs. 1" die Worte „oder § 143m Abs. 1" einge- 
fügt. 

28. Die Anlagen zu § 121 Abs. 2 und zu § 127 Abs. 2 
^ werden durch die diesem Gesetz beigefügte An- 
lage zu § 121 Abs. 2 ersetzt. 


Artikel II 

(1) Hat der Arbeitslose die Vorausisetzungen für 
den Anspruch auf Arbeitslosengeld vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes erfüllt,so sind § 90 Abs. 1 bis 7 
und § 103 AVAVG in der Fassung des Artikels I die- 
ses Gesetzes nicht anzu wenden. 

(2) Hat der Arbeitslose die Voraussetzungen für 
den Anspruch auf Unterstützung aus der Arbeits- 
losenhilfe vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes er- 
füllt, so sind die §§103 und 148 Abs. 1 Nr. 2 AVAVG 
in der Fassung des Artikels I dieses Gesetzes nicht 
anzuwenden, 

(3) Anordnungen auf Grund des § 1 19 Abs. 1 Satz 2 
AVAVG in der vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes geltenden Fassung werden durch § 119 Abs. 1 
AVAVG in der Fassung des Artikels I dieses Ge- 
setzes nicht berührt. 
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25. § 209 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 209 

(1) Der Erlaß von Rechtsvorschriften nach 

§ 41 Abs. 1, § 42 Abs. 2, § 43 Abs. 2, § 52 
Abs. 1, § 54 Abs. 2, § 55 Abs. 1 und 2, 

§ 59 Abs. 2, § 66 Abs. 2 Nr. 2, § 116 Abs. 1, 

§ 119 Abs. 1 Satz 2, § 121 Abs. 3, § 127 Abs. 3, 
§ 143d Abs. 3, § 143g Abs. 2, § 143n Abs. 1, 
§ 144 Abs. 3, § 145 Abs. 3, § 149 Abs. 6, § 153 

Abs. 2, §§ 159, 164 Abs. 2 Nr. 3, § 188 Abs. 5, 

§ 197 bedarf nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates. 

(2) unverändert 


26. unverändert 


27. unverändert 


28. unverändert 


Artikel II 

(1) Hat der Arbeitslose die Voraussetzungen für 
den Anspruch auf Arbeitslosengeld vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes erfüllt, so sind §§ 89, 
90 Abs. 1 bis 7 und § 103 AVAVG in der Fassung 
des Artikels I dieses Gesetzes nicht anzuwenden. 

(2) Hat der Arbeitslose die Voraussetzungen für 
den Anspruch auf Unterstützung aus der Arbedts- 
losenhilfe vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erfüllt, so sind die §§ 89, 103 und 148 Abs. 1 Nr. 2 
AVAVG in der Fassung des Artikels I dieses Ge- 
setzes nicht anzuwenden. 

(3) unverändert 
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(4) § 121 Abs. 1 und 2, § 127 und die Anlage zu 
§ 121 Abs. 2 AVAVG in der Fassung des Artikels I 
dieses Gesetzes sind mit Beginn des Zahlungszeit- 
raumes anzuwenden, der nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes begiimt. 


Artikel III 

(1) Ist die Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe 
überwiegend nach einem Arbeitsentgelt aus der Zeit 
vordem Inkrafttreten dieses Gesetzes bemessen wor- 
den oder zu bemessen, so ist auf Antrag abweichend 
von § 148 AVAVG als Bemessungsentgelt das Arbeits- 
entgelt zugrunde zu legen, das sich ergeben würde, 
weimdem Arbeitslosen Arbeitsentgelt nach den tarif- 
lichen VoTischriften gewährt worden wäre, die am 
Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes galten. So- 
weit eine tarifliche Regelung fehlt, ist das übliche 
Arbeitsentgelt maßgebend. Ist der Berechnung des 
Bemessungsentgelts ein für die Beitragsberechnung 
maßgebliches Arbeitsentgelt zugrunde gelegt wor- 
den oder zugrunde zu legen, so richtet sich die Unter- 
stützung nach dem Arbeitsentgelt, das für die Bei- 
tragsberechnung am Tage des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes in Betracht gekommen wäre. 

(2) Der Antrag wirkt drei Monate zurück, jedoch 
nicht Über den Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
hinaus. 


Artikel IV 

Soweit in anderen Vorschriften auf Bestimmun- 
gen und Bezeichnungen verwiesen wird, die durch 
dieses Gesetz geändert werden, treten an ihre Stelle 
die entsprechenden Vorschriften und Bezeichnungen 
dieses Gesetzes. 


Artikel V 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Ber- 
lin. 

(2) §§ 56, 158 Abs. 3, § 160 Abs. 1 Nr. 2 und 3, 
§§ 161, 164 Abs. 2, §§ 194 und 209 AVAVG in der 
im übrigen Geltungsbereich des AVAVG geltenden 
Fassung gelten nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 
(4) unverändert 

• A r t i k el III 
unverändert 


Artikel IV 
unverändert 


Artikel V 
unverändert 


Artikel VI Artikel VI 

Die Bundesregierung hat den gesetzgebenden unverändert 

Körperschaften des Bundes bis zum 30, September 
1962 über die Auswirkungen der Vorschriften zur 
Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in der 
Bauwirtschaft zu berichten und gegebenenfalls Vor- 
schläge für die Änderung und Ergänzung dieses Ge- 
setzes zu machen. 
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Artikel VII 

(1) Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die Ver- 
kündung folgenden Monafs in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes werden 
folgende Vorschriften aufgehoben: 

1. Artikel IX § 10 und Artikel X § 9 Abs. 2 des ' 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung vom 23. Dezember 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1018), 

2. Artikel 1 § 3 Nr. 5 und Nr. 6 Buchstabe c, Ar- 
tikel 2 § 13 Abs. 2 und Artikel 7 § 23 Nr. 2 des 
saarländischen Gesetzes Nr. 628 zur Einführung 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung im Saarland vom 18. Juni 
1958 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1249), 

3. § 21 Abs. 3 des Kündigungsschutzgesetzes vom 
10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 499). 

(3) § 143a AVAVG tritt am .. . außer Kraft. 

(4) Mit Wirkung vom , . . erhält §145 Abs. 1 
Nr. 4 Buchstabe b AVAVG wieder die vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes geltende Fassung. 


Besrhlüsse des 21. Ausschusses 
A r t i k e 1 VII 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 1959 in 
Kraft. 

(2) unverändert 


(3) entfällt 

(4) entfällt 
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Anlage zu § 121 Abs. 2 

(Kurzarbedtergeld) 


Voliohn (brutto) 
nadi § 121 Abs. 1 
Satz 1 in der 
Doppelwodie 

Kurzarbeitergeld in Vomhundertsätzen 
des Untersdiiedsbetrages nadi § 121 
Abs. 1 in Leistungsgruppe 

Voliohn (brutto) 
nach § 121 Abs, 1 
Satz 1 in der 
Doppelwoche 

Kurzarbeitergeid in Vomhundertsätzen 
des Unterschiedsbetrages nach § 121 
Abs. 1 in Leistungsgruppe 

von 1 bis 

I 

II 

III 

IV 

von bis 

I 

II 

III 

TV 

DM 

DM 

32,00— 35,99 

85 

90 

90 

90 

212,00—215,99 

48 

54 

61 

67 

36,00— 39,99 

83 

90 

90 

90 

216,00—219,99 

48 

54 

60 

66 

40,00— 43,99 

77 

90 

90 

90 

220.00—223,99 

48 

54 

60 

66 

44.00— 47,99 

76 

90 

90 

90 

224,00—227,99 

48 

54 

59 

65 

48,00— 51,99 

74 

90 

90 

90 

228,00—231,99 

48 

53 

59 

65 

52,00— 55,99 

72 

89 

89 

89 

232,00—235,99 

47 

53 

59 

65 

56|00 — 59|99 

71 

89 

89 

89 

236,00—239,99 

47 

53 

59 

64 

60,00— 63,99 

69 

89 

89 

89 

240,00—243.99 

47 

53 

58 

64 

64,00— 67,99 

67 

87 

89 

89 

244.00—247,99 

47 

53 

58 

64 

68,00— 71,99 

66 

85 

89 

89 

248,00—251,99 

47 

52 

58 

63 

72,00— 75,99 

64 

82 

89 

89 

252,00—255.99 

47 

52 

58 

63 

76,00— 79,99 

63 

80 

89 

89 

256,00—259,99 

47 

52 

57 

62 

80,00— 83,99 

61 

78 

89 

89 

260,00—263,99 

47 

52 

57 

62 

84,00— 87,99 

59 

75 

89 

89 

264,00—267,99 

47 

52 

57 

62 

88,00— 91,99 

57 

72 

87 

89 

268,00—271,99 

47 

52 

57 

62 

92,00— 95,99 

56 

71 

85 

89 

272,00—275,99 

47 

52 

56 

61 

96,00— 99,99 

56 

69 

83 

87 

276,00—279,99 

46 

51 

56 

61 

100,00—103,99 

54 

67 

80 

85 

280,00—283,99 

46 

51 

56 

61 

104,00—107,99 

53 

65 

78 

83 

284,00—287,99 

46 

51 

56 

60 

108,00—111,99 

53 

65 

77 

80 

288.00—291,99 

46 

51 

55 

60 

112,00—115,99 

52 

64 

76 

79 

292,00—295,99 

46 

51 

55 

60 

116,00—119,99 

52 

64 

75 

78 

296,00—299,99 

46 

51 

55 

60 

120,00—123,99 

52 

63 

74 

78 

300,00—303.99 

46 

50 

55 

59 

124,00—127,99 

52 

62 

73 

78 

304,00—307,99 

46 

50 

55 

59 

128,00—131,99 

52 

62 

72 

78 

308,00—311,99 

46 

50 

54 

59 

132,00—135,99 

52 

62 

72 

78 

312,00—315,99 

46 

50 

54 

58 

136,00—139,99 

51 

61 

70 

78 

316.00—319,99 

46 

50 

54 

58 

140,00—143,99 

51 

60 

69 

78 

320,00—323.99 

46 

50 

54 

58 

144,00—147,99 

51 

60 

69 

78 

324,00—327,99 

46 

50 

54 

58 

148,00—151,99 

51 

60 

68 

77 

328,00—331,99 

46 

50 

54 

58 

152,00—155,99 

50 

59 

68 

76 

332,00—335,99 

45 

49 

53 

57 

156,00—159,99 

50 

59 

67 

76 

336,00—339,99 

45 

49 

53 

57 

160,00—163,99 

50 

58 

67 

75 

340,00—343,99 

45 

49 

53 

57 

164,00—167,99 

50 

58 

66 

74 

344,00—347,99 

45 

49 

53 

57 

168,00—171,99 

50 

58 

66 

73 

348,00—351,99 

45 

49 

53 

56 

172,00—175,99 

49 

57 

65 

72 

352,00—355.99 

45 

48 

52 

56 

176,00—179,99 

49 

57 

64 

72 

356,00—359,99 

44 

48 

51 

55 

180,00—183,99 

49 

56 

64 

71 

360,00—363,99 

44 

47 

51 

55 

184,00—187,99 

49 

56 

64 

71 

364,00—367,99 

43 

47 

50 

54 

188,00—191,99 

49 

56 

63 

70 

368,00—371.99 

43 

46 

50 

53 

192,00—195,99 

49 

56 

63 

70 

372.00—375,99 

42 

46 

49 

53 

196,00—199,99 

49 

55 

62 

69 

376,00—379,99 

42 

45 

49 

52 

200,00—203,99 

49 

55 

62 

68 

380,00—383,99 

41 

45 

48 

52 

204,00—207,99 

48 

55 

61 

68 

384,00—387,99 

41 

44 

48 

51 

208,00—211,99 

48 

55 

61 

67 

388,00 und mehr 

40 

44 

47 

51 
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